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«Waisenrente»: 

«Darf man nicht mehr sozial denken?» 
Ein Wahlversprechen und was die Vaterländische Union daraus gemacht hat 

Es gibt eine ganze Reihe von politischen 
Luftballons, die von der V U  vor den letz­
ten Landtagswahlen tüchtig aufgeblasen 
wurden und denen inzwischen die Luft 
(fast) ausgegangen ist. Ein klassisches 
Beispiel dafür ist die sogenannte Witwer­
rente, welche die Union selbst heute noch 
dazu veranlasst, der Öffentlichkeit Was­
ser in Weinschläuchen zu verkaufen. 
Nicht der Umstand des nachträglichen 
Rechtbehaltens ist es, der aus der Wit­
werrente ein Reizthema macht, sondern 
die Unbekümmertheit, mit der sich unse­
re heutige Regierungspartei nach wie vor 
über ihre ehemaligen Versprechen hin­
wegsetzt und damit die Öffentlichkeit un­
geniert brüskiert. 

Vor den Wahlen 1978 stilisierte die V U  
die Witwenente (erfolgreich) zum fast 
lebenswichtigen Postulat des modernen 
Sozialstaates empor. Obwohl es bis dato  
eine Witwerrente nach d e m  Muster des 
VU-Wahlversprechens weder in Öster­
reich, noch in Deutschland oder der 
Schweiz überhaupt gibt, hiess es in der  
VU-Wahlpropaganda 1978: «Bestehende 
Mängel wie die ungleiche Behandlung 
der Witwer gegenüber den Witwen müs­
sen beseitigt werden». 

«Darf man nicht mehr sozial denken?» 
Als sich (insbesondere auch in den Rei­
hen de r  FBP) die ersten kritischen Stim­
men an der  Durchführbarkeit und der  
Finanzierung einer Witwerrente regten, 
hatte die Union genau das erreicht, was 
sie anstrebte. Hinter der  Feststellung 
«FBP ist gegen . . . Witwerrenten» stellte 
sie im «Vaterland» vom 31. Januar 1978 
die provokative Frage: «Darf  man in un­
serem Lande nicht niehf sozial denken». 
Obwohl jedermann weiss, dass der  liech­
tensteinische Sozialstaat keine Erfindung 
der Vaterländischen Union ist und sich 
kaum jemand um die tatsächliche Situa­
tion de r  Witwer in Liechtenstein küm­
merte, gelang es der  V U  doch, den irre­
führenden Eindruck zu vermitteln, sie sei 
sozial gesinnt und die FBP eben nicht. 

Systemwidriges Vorhaben 
Eine Zeitlang wurde es dann eher ruhig 
um die sogenannte Witwerrente. Dann  
meldete sich Sozialminister Dr.  E.  From­
melt auf Anfrage in einem Pressege­
spräch zu Wort  und gab zu, dass nähere 
Prüfungen zuungunsten einer Witwerren­
te ausgegangen seien. Die Witwerrente 
passe nicht in das Schema der  heutigen 
Sozialversicherung und sei auch wegen 
der diversen, zwischenstaatlichen Über­
einkommen über die Soziale Sicherheit 
systemwidrig. Man werde sich um eine 
Lösung ausserhalb des Systems bemühen, 
denn entscheidend sei, so Frommelt 
wörtlich, nicht das wie, sondern das ob.  
Mit anderen Worten: die Partie Hess ih-

Ausgabenplan 
Veränderte Abschlusszeiten 
Der 1. Mai ist auch in Liechtenstein 
ein gesetzlich gebotener Feiertag. 
Unsere Büros sind deshalb morgen 
Freitag in acht Tagen geschlossen. 
Der Feiertag bedingt auch verän­
derte Abschlusszeiten für die als 
Samstagausgabe am 2. Mai er­
scheinende Nummer unserer Zei­
tung. 
• Inserate für die VOLKS-
BLATT-Ausgabe vom Samstag, 
den 2. Mai, müssen bis späte­
stens Mittwoch abend, den 
29. April in unserem Besitze sein. 
Da auch die Abschlusszeiten für die 
Montagausgabe des  4. Mai vorver­
legt werden müssen, sollten Inse­
ratmanuskripte für diese Ausgabe 
bis spätestens Donnerstag vormit­
tag (30. April) 10 Uhr vorliegen. 
Für später eintreffende Manuskripte 
können wir leider keine terminlichen 
Wünsche mehr gewährleisten. Wir 
bitten um Verständnis. 

ren Regierungsvertreter nicht so unge­
schoren davon. Für  sie war die Witwer­
rente inzwischen eine Frage des Prestiges 
geworden. 

Bürger hinters Licht geführt 
In der  Donnerstagausgabe vom 16. April 
weiss das «Vaterland» nun zu berichten: 

«Witwerrente - Entwurf liegt vor». E s  
wird dem Bürger vorgemacht, dass die  
Union - inzwischen bald am Ende ihrer 
Legislaturperiode - nun doch noch ihr 
Wahlversprechen aus dem Jahre 1978 
eingelöst habe. Erst bei kritischerer Lek­
türe erfährt man, dass man hier unter 
dem Begriff der  allgemeinen Witwerren-

Witwer und Waisen 
Die heutige Sozialversicherungssituation 
in Liechtenstein 
Gemäss einer Verordnung zum AHV-
Gesetz aus  dem Jahre 1973 (LGBI. Nr. 
24) sind verwitwete Väter mit minder­
jährigen Kindern heut in unserem Lan­
d e  wie folgt sozialversichert: 
Genau s o  wie eine Mutter, die Witwe 
wurde, so  hat auch ein verwitweter Va­
ter mit minderjährigen Kindern, An­
spruch auf eine «Mutterwaisenrente», 
die ihm pro Kinde und Monat (über die 
normale Kinderzulage hinaus) auszu­
zahlen ist. 
Diese besondere Waisenrente beträgt 
pro Kind und Monat mindestens 220 
Franken und kann bis zu 440 Franken 
ansteigen. Die Differenz ergibt sich aus  
der Höhe der Beiträge, die von einer 
verstorbenen Mutter zu ihren Lebzei­
ten an  die AHV geleistet wurden. War 
eine Ehefrau nicht selbständig berufs-
tätig, s o  war s ie  automatisch über den 
Erwerb ihres Ehemannes versichert. In 
diesem Falle gilt eben die ausser­
ordentliche Mindestrente. 
Nehmen wir als konkretes Beispiel 
einen verwitweten Vater mit fünf min­
derjährigen Kindern und gehen wir da­

von aus, dass  die verstorbene Mutter 
zeitlebens nie selbständig berufstätig 
war. 
In diesem Falle steht dem Vater pro 
minderjährigem Kind bis 18 Jahren 
eine besondere Waisenrente von 220 
Franken im Monat zu. Auf seine 5 Kin­
der umgelegt, ergibt dies im Monat 
eine Summe von 1100 Franken. Wie 
jedermann s o  hat auch dieser Vater 
Anspruch auf die normalen Kinderzula­
gen, die noch einmal 90 Franken pro 
Kind und Monat ausmachen. Insge­
samterhält der  Witwer von den staatli­
chen Sozialversicherungen für seine 
fünf Kinder also mindestens 1550 
Franken an  Renten und Zulagen von 
den staatlichen Sozialversicherungen 
pro Monat. 
Diesen Rentenanspruch, der über die 
normale AHV finanziert»wird, kann je­
der betroffene Witwer .mit'minderjähri­
gen Kindern ungeachtet seines Ein­
kommens erheben. 
Die Zahl der  verwitweten Väter mit 
minderjährigen Kindern beträgt derzeit 
in Liechtenstein zwischen 15 und 20. 

te ,  wie e r  seinerzeit gebraucht wurde, 
etwas ganz anderes verstand und de r  Ge­
setzesentwurf, welcher die Regierung 
passiert habe,  in Tat  und Wahrheit nichts 
anderes als ein Vernehmlassungspapier 
ist, das dem AHV-Verwaltungsrat zur 
Stellungnahme übermittelt wurde. Aber  
noch mehr: 
I Aus der früheren Witwerrente ver­
steht man jetzt gemäss Entwurf einen 
Unterstützungsanspruch, den «liechten­
steinische Witwer mit Wohnsitz in Liech­
tenstein, die für unterstützungsbedürftige 
Kinder zu sorgen haben, unter bestimm­
ten Voraussetzungen . . .  erhalten 
sollen». 

Mit dieser Form de r  «Witwerrente» 
(die einen solchen Namen in keiner Art  
und Weise mehr  verdient) sollen beson­
dere Härtefälle unter den Witwern aus­
serhalb des AHV-Systems und unter Be­
rücksichtigung der  Einkommensgrenze fi­
nanziell gemildert werden. Einmal mehr  
wird der  Bürger so hinters Licht geführt. 
Denn was hier unter  dem Begriff Witwer­
rente umschrieben wird, ist nichts ande­
res als die Waisenrente, wie man sie auch 
in Liechtenstein seit eh  und je kennt (sie­
he Kasten). Sollte die V U  eine Zusatzlei­
stung zu dieser «Mutterwaisenrente» an­
streben, so versteht man nicht, warum 
man dann so bockbeinig an einem Begriff 
festhält, der  den Bürger zwangsläufig ir­
reführt. 

Mehr als drei Jahre lang hat die Vater­
ländische Union dafür aufgewendet, um 
ein sozialpolitisches Wahlversprechen 
langsam und sicher unter den Tisch zu 
wischen. Dafür wendet man aber  in der 
gleichen Partei massenhaft Zeit auf, um 
mehr als 1400 Bürger daran zu hindern, 
für ein demokratisches Wahlrecht einzu­
treten. Langsam aber sicher gehen eini­
gen Leuten die Augen auf. 

Wahlkreise 
nicht 
angetastet 
Deshalb ist 
Landtagsvizepräsident 
Dr. Gerard Batllner 
für die Volksinitiative 
Die Volksinitiative, über die wir am 
8./10. Mai abstimmen, will unser 
Wahlrecht auch im Sonderfalle de­
mokratisch machen. Sie will bei 
Wahlen auch die Chancengleich­
heit für beide Parteien und alle Kan­
didaten sichern. Sie will, dass  keine 
Partei bevorzugt und keine benach­
teiligt wird und sie will verhindern, 
dass  der  Proporz ins Gegenteil ver­
kehrt werden kann. 
Dass die historisch gewachsenen 
Wahlkreise erhalten bleiben, ist für 
die Initianten eine Selbstverständ­
lichkeit. Deshalb heisst e s  im Er­
gänzungstext des  Volksbegehrens 
u. a. auch wortwörtlich: 
«Der Anspruch des Oberlandes 
auf 9 Abgeordnete und des Un­
terlandes auf 6 Abgeordnete darf 
nicht angetastet werden.» 
Deshalb stellt auch Landtagsvize­
präsident Dr. Gerard Batliner im öf­
fentlichen Landtag im Zusammen­
hang mit der Volksinitiative fest: 
«Nicht um die Wahlkreise geht e s  
und ihr Verhältnis 9 : 6 ,  sondern 
darum, dass die entscheidenden 
Faktoren der liechtensteinischen 
Politik, die politischen Parteien 
ihrer Stärke entsprechend vertre­
ten sind.» 
Kein Liechtensteiner wird dem Un­
terländer Abgeordneten und Land­
tagsvizepräsidenten Dr. Gerard 
Batliner unterstellen, dass  e r  für 
eine Volksinitiative eintritt, welche 
die Wahlkreise gefährdet. 

Hotel «Sylva» 
Schaan 
Ihr . 
Fleisch- und Grill-Restaurant 
US- und Sirloin-Beef 

Spezialität: Grillteller Fr. 16.50 

Telefon 2 39 4 2  

Geistige Herausforderung nicht bewältigt 
CDU/CSU-Oppositionsführer Helmuth Kohl vor dem Internationalen liechtensteinischen Presseclub 
Nach seiner Unterredung mit der liech­
tensteinischen Regierung und dem Emp­
fang auf Schloss Vaduz stellte sich der 
deutsche Oppositionsführer Helmuth 
Kohl im Rahmen seines Kurzaufenthaltes 
in unserem Lande den Mitgliedern des 
Internationalen liechtensteinischen Pres­
seclubs (LPC) zu einer Diskussionsrun­
de. Bei seiner ausführlichen, von grosser 
politischer Erfahrung geprägten Beant­
wortung der aus dem Kreis der Journali­
sten sowie der zahlreichen Gäste gestell­
ten Fragen streifte Kohl die deutsche In-
nen- und Aussenpolitik, die Ursachen der 
gegenwärtigen schwierigen Wirtschaftssi­
tuation sowie die Problematik der Auf­
rechterhaltung des Rechtsstaates, aber 
auch seine persönliche Situation als po­
tentieller Kanzlerkandidat und den Nie­
dergang der geistig-moralischen Werte in 
den deutschen Nachkriegsgenerationen. 

Der bekannte schweizerische Fernseh­
journalist Alphons Matt,  der  die Diskus­
sion leitete, stellte den CDU/CSU-Oppo­
sitionsführer einleitend als einen Mann 
von beachtlicher Grösse vor, was ange­
sichts seines politischen Lebenslaufes 
nicht nu r  auf die Körpergrösse bezogen 
werden dürfe. Kohl zeigte sich denn auch 
in der  Diskussion als ein Politiker, der 
seinen Bereich von Grund auf kennt und 
der  - wie e r  betonte - kein Senkrecht­
starter in der  Politik der  Bundesrepublik 
ist. 

Der  1976 bei d e r  Bundestagswahl un­
terlegene Kanzlerkandidat bestätigte, 
dass die politische Alltagsarbeit ange­
sichts de r  überlegenen Führung durch 
Helmuth Schmidt für einen Oppositions­
politiker und Oppositionsführer tatsäch­
lich oft frustrierend sei, doch betonte e r ,  
dass das Ende  d e r  Aera Schmidt voraus­
gesehen werden könne. Bei den nächsten 
Wahlen werde Schmidt, so die Überzeu­
gung Kohls, nicht mehr kandidieren. Als 

potentieller Kanzlerkandidat müsse e r  
sich also keine Gedanken machen, wie 
Schmidt zu schlagen sei. Auf  die Frage, 
weshalb die C D U  ihren Kanzlerkandida­
ten erst 1983 erküren würden, meinte 
Kohl, derzeit brauche man keinen Kanz­
lerkandidaten, weil auch keine Wahlen 
anstünden. Der erst in zwei Jahren erfol­
genden Nomination sehe e r  mit Gelassen­
heit entgegen. 

Z u r  gegenwärtigen Wirtschaftslage in 
de r  Bundesrepublik führte Kohl aus, e s  
sei nicht in erster Linie ein wirtschaftli­

ches Problem, sondern vor allem ein Pro­
blem der geistig-moralischen Verwahrlo­
sung, da man die geistige Herausforde­
rung einer elementaren Veränderung der 
Gesellschaftsstruktur nicht bewältigt ha­
be. Jahrelang hätten die Deutschen über 
die eigenen Verhältnisse gelebt. Es sei 
ein Sozialsystem aufgebaut worden, bei 
dessen Finanzierung man nun mit dem 
Rücken zur Wand stehe. Als Rezept zur 
Überwindung dieser Situation nannte 
Kohl, die Deutschen müssten wieder 
mehr arbeiten und nicht - wie das Wirt­
schaftsminister Lambsdorf gesagt habe -

Unsere Aufnahme zeigt CDU/CSU-Oppositionsführer Helmut Kohl zusammen 
mit dem Durchlauchten Fürstenpaar und Reglerungschef-Stellvertreter Hilmar 
Ospelt anlässlich des gestrigen Empfanges auf Schloss Vaduz. 

den Gürtel enger schnallen. Überdies 
brauche die B R D  einen starken Mittel­
stand und müsse vermehrt Mittel zur For­
schung einsetzen. 

U m  die Wirtschaft in Europa wieder 
anzukurbeln und die Arbeitslosigkeit ab­
zubauen, braucht es nach den Worten 
Kohls den «Mut zu freien Handelsbezie­
hungen». Natürlich müssten in bestimm­
ten Bereichen, wie bei der  Landwirt­
schaft, gewisse nationale Schutzmauern 
errichtet werden, da die Landwirtschaft 
nicht nur eine wirtschaftliche, sondern 
auch eine nationale Aufgabe zu erfüllen 
habe. U m  die freien Handelsbeziehungen 
zu fördern, ist nach Kohl eine verstärkte 
politische Einigung in Europa notwendig, 
ansonsten Europa am Ende dieses Jahr­
hunderts nur  noch eine viertklassige Rol­
le in de r  Welt zu spielen habe. 

A m  Schluss seiner mit viel Beifall be­
dachten Ausführungen erhielt Helmuth 
Kohl aus de r  Hand von LPC-Präsident 
Walter B.  Wohlwend drei neue Liechten­
stein-Publikationen, verbunden mit dem 
Dank  für den im Gespräch gezeigten 
«Mut zur Offenheit». 

m voduzer 
MODETRUHE 

14.4.-4.5.1981 
30% Rabatt auf 

Wasche und Nachtbekleidung 
ELEONORE VOGT 
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